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Sie möchten die Volksinitiative unterstützen 
und Unterschriften sammeln?

Wir senden Ihnen gerne die notwendigen 
Materialien zu, Anruf oder E-Mail genügt!

Straßenbaubeitrag 

•	 gefährdet 
	 Existenzen 

•	 ist willkürlich 

•	 verteuert MietenDie Arbeit des gemeinnützigen BdSt wird ausschließlich 
über Mitgliedsbeiträge und Spenden finanziert. Wenn Sie 
sich an den Kosten dieser Volksinitiative beteiligen wollen, 
freuen wir uns über eine Spende. 
IBAN: DE32 3016 0213 2600 9550 15 
Volksbank Düsseldorf Neuss eG
Stichwort: Volksinitiative 
Die Spende ist steuerlich absetzbar. 

Was ist ein Straßenbaubeitrag?

Das Land verpflichtet die Städte und Gemein-
den, diese Abgabe zu erheben. Werden bei 
vorhandenen Straßen, Wegen und Plätzen zum 
Beispiel Fahrbahn, Geh- oder Radweg, Parkstrei-
fen oder Beleuchtung erneuert, verbessert oder 
erweitert, ist er zu zahlen.

Wie wird der Straßenbaubeitrag 
ermittelt?

Kommunalpolitiker entscheiden über Ausmaß 
und Standards der Baumaßnahmen und damit 
über deren Kosten. Per Satzung legen sie die 
Anteile der Bürger fest. Beides wird nach Gut-
dünken entschieden.

Wer ist vom Straßenbaubeitrag 
betroffen?

Jeder! Eigentümer und Erbbauberechtigte 
zahlen als Anlieger. Mieter sind indirekt be-
troffen, weil Eigentümer die Kosten oft in die 
Kaltmiete einrechnen.

Warum gibt es den Straßenbau-
beitrag überhaupt?

Durch die Baumaßnahme soll angeblich für die 
Anlieger ein besonderer wirtschaftlicher Vor-
teil entstehen. Die Höhe dieses Vorteils ist aber 
nicht objektiv messbar.
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Darum ist der Straßenbaubeitrag 
abzuschaffen:

Er gefährdet die Existenzen der Zahler. Auf die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit wird keine Rück-
sicht genommen. Ratenzahlungen kosten sechs 
Prozent Zinsen.

Ein angeblicher wirtschaftlicher Vorteil für Anwoh-
ner ist nicht objektiv messbar. 
Im Gegenteil: Straßenbauprojekte werden oft gegen 
den Willen der Anwohner durchgeführt.

Die Städte und Gemeinden sind durch das Kommu-
nalabgabengesetz (KAG) NRW vom Land gezwun-
gen, die Kostenanteile der Anlieger festzusetzen. 
Das erfolgt nach Gutdünken.

Er bietet Anreize, die Instandhaltung zu vernach-
lässigen. Laufender Unterhaltungsaufwand - kom-
plett aus der Stadtkasse finanziert - wird gespart und 
die Ausgabe für später notwendige Erneuerungen 
auf die Grundstückseigentümer abgewälzt.

Wegfallende Beiträge reduzieren Bürokratie und 
vermeiden Rechtsstreitigkeiten.

Forderungen an den Landtag:

•	 Der Straßenbaubeitrag nach § 8 Absatz 1 KAG NRW wird unverzüglich abgeschafft.
•	 Noch nicht bestandskräftige Beitragsforderungen dürfen nicht mehr vollstreckt werden.
•	 Der Einnahmeausfall ist den Städten und Gemeinden vom Land zu erstatten.
	 Die hohen Steuereinnahmen lassen das zu.

Die schnelle Umsetzung entlastet alle Betroffenen. Sie schützt Hausbesitzer und
indirekt auch Mieter vor dieser willkürlichen Abgabe.

So funktioniert die 
Volksinitiative:

Mit etwa 66.000 Unterschriften von Stimmbe-
rechtigten aus Nordrhein-Westfalen wird der 
Landtag gezwungen, sich mit der Abschaffung 
des Straßenbaubeitrags nach § 8 KAG NRW zu 
beschäftigen. Stimmberechtigt sind alle deutschen 
Staatsbürger, die mindestens 18 Jahre alt sind und 
ihren Hauptwohnsitz in NRW haben.

Ziel ist, deutlich mehr Unterschriften in kurzer 
Zeit zu sammeln. Denn: Sobald das Ziel erreicht 
ist, muss sich der Landtag innerhalb von drei 
Monaten mit der Abschaffung des Straßenbau-
beitrags beschäftigen. 

Der BdSt legt den Landtagsabgeordneten die Ar-
gumente für die Abschaffung dar. Nur über diese 
Volksinitiative kann der Landtag gezwungen 
werden, sich mit dem Thema auseinanderzuset-
zen. Bisherige Proteste, Petitionen und „lose Unter-
schriftensammlungen“ sind ein Anfang. Beteiligen 
Sie sich bitte zusätzlich an dieser Volksinitiative 
nach Artikel 67 Landesverfassung. 
Ihre persönliche Unterstützung ist sehr wichtig.

Ihr Beitrag zum 
Erfolg: 
 

•	 Ihre persönliche Unterschrift 
•	 Sammlung von Unterschriften in der Familie, 
	 bei Freunden, Bekannten, Kollegen und 
	 Nachbarn 
•	 Sammlung von Unterschriften in Ihren 
	 Geschäftsräumen 
 
Je mehr Unterschriften gesammelt werden, 
desto höher wird der Druck auf die Landes-
politik für die Abschaffung des Straßenbau-
beitrags. 

Gerne senden wir Ihnen das Material für die 
Volksinitiative zu: 
Vordrucke zum Sammeln der Unterschriften, 
ein kurzer Leitfaden mit den fünf wichtigsten 
Punkten zu „Rechtlichem“ und Datenschutz - 
und den Freiumschlag für die Rücksendung 
der Unterschriftenlisten. 

 Deshalb: Sofort unterschreiben 
und um Unterstutzung werben! 

Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag 
+++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rü-
ckumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag 
+++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rü-
ckumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag 
+++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rü-
ckumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag 
+++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rü-
ckumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag 
+++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rü-
ckumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag 
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ckumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag 
+++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rü-
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+++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rückumschlag +++ Rü

Bitte
freimachen, 
falls Marke 
zur Hand

Bund der Steuerzahler NRW e. V.Schillerstraße 14
40237  Düsseldorf

Absender:

Ihr Leitfaden und „Rechtliches“ zum Sammeln der Unterschriften für eine erfolgreiche Volksinitiative und zum Datenschutz

Schillerstraße 14
40237 Düsseldorf
Telefon 0211 99175-25
E-Mail: aktion@steuerzahler-nrw.dewww.steuerzahler-nrw.defacebook.com/steuerzahlernrw

Verfassung für das Land Nordrhein-WestfalenArtikel 67 
(1) Volksinitiativen können darauf gerichtet sein, den Landtag im Rahmen seiner Entscheidungs-

zuständigkeit mit bestimmten Gegenständen der politischen Willensbildung zu befassen. Einer 

Initiative kann auch ein mit Gründen versehener Gesetzentwurf zu Grunde liegen.
(2) Volksinitiativen müssen von mindestens 0,5 vom Hundert der Stimmberechtigten unter-
zeichnet sein. […]

Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid (VIVBVEG)
§ 1
[…]
(3) Der Antrag muss enthalten […] 2. die persönliche und handschriftliche Unterschrift […]
 4. den Hinweis, dass die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner sowie die 
 Vertrauenspersonen die erhobenen personenbezogenen Daten nur für das 
 Verfahren der Volksinitiative nutzen.(4) Neben der Unterschrift sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) jeder 

Unterzeichnerin und jedes Unterzeichners sowie der Tag der Unterschriftsleistung in deutlich 

lesbarer Form anzugeben. Ein Zusatz oder Vorbehalt ist unzulässig. Das Stimmrecht jeder 
Antragstellerin und jedes Antragstellers darf nur einmal ausgeübt werden. Es ist durch eine Be-

stätigung nachzuweisen, die von der Gemeinde der Hauptwohnung unentgeltlich erteilt wird.

(5) Für den Antrag sind Unterschriftsbögen zu verwenden […].
(6) Ungültig sind Eintragungen, wenn 1. sie nicht in einem den Vorschriften entsprechenden Unterschriftsbogen erfolgt sind,

 2. die Eintragungen gegen Absatz 3 Nr. 2 oder Absatz 4 verstoßen oder
 3. die Bestätigung des Stimmrechts (Absatz 4 Satz 4) fehlt oder unrichtig ist.

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid (DVO VIVBVEG)§ 1 Antrag

[…]
(4) Die Sammelunterschriftsbögen […] dürfen nur unterzeichnungswilligen Stimmberechtigten 

im Beisein der mit der Unterschriftssammlung betrauten Personen (Berechtigte) zum Zwecke 

der Unterzeichnung ausgehändigt werden und sind von den Berechtigten nach jeder Unter-

zeichnung wieder an sich zu nehmen. Den Stimmberechtigten darf nur die zur Unterzeichnung 

vorgesehene laufende Liste (Vorderseite oder Rückseite des Sammelunterschriftsbogens) vor-

gelegt werden. Es ist sicherzustellen, dass Unbefugte nicht Einsicht in die Sammelunterschrifts-

bögen nehmen können. Aus den Sammelunterschriftsbögen dürfen keine Aufzeichnungen 

zugelassen werden. Eine Versendung der Sammelunterschriftsbögen zur Unterzeichnung an 

Stimmberechtigte ist unzulässig. (5) Auf jedem Sammelunterschriftsbogen sollen möglichst nur Stimmberechtigte aus einer 
Gemeinde Eintragungen vornehmen und unterzeichnen. Bei Organisation und Durchführung 

der Unterschriftensammlung sind Vorkehrungen zu treffen, dass Personen sich nicht mehr-
fach in die Sammelunterschriftsbögen eintragen. Von den zur Sammlung der Unterschriften 

Berechtigten ist fortlaufend nachzuprüfen, ob dennoch Mehrfacheintragungen vorgenommen 

wurden. Bei erfolgten Mehrfacheintragungen haben sie alle Eintragungen und Unterschriften 

der betroffenen Personen unverzüglich zu streichen. […]

Hinweise für Unterschriftensammler

Nachschub gefällig? 
Wenn Sie neues Material benötigen: Einfach beim BdSt anrufen 
oder eine E-Mail schicken. Dann kommen neues Material und 
ein Rückumschlag. 

Auszüge aus den gesetzlichen Grundlagen

Anruf oder E-Mail genügt!
Telefon: 0211 99175-16
E-Mail: aktion@steuerzahler-nrw.de


